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Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,
seit der Herausgabe der ersten Aufl age der Publikation „Öffentliches Bau-
rechts für Architekten und Bauingenieure“ sind einige Jahre vergangen. 
Zwischenzeitlich gab es eine Reihe von gesetzgeberischen Veränderungen im 
Bauplanungs- und im Bauordnungsrecht. Mit der aktualisierten zweiten 
 Aufl age möchten wir das Werk auf einen aktuellen Stand bringen. So sind 
beispielsweise neu hinzugekommen das Thema „urbane Gebiete“ oder 
Änderungen aus der Landesbauordnung Baden-Württemberg. 
Für die Reaktionen auf die erste Aufl age danken wir und Hinweise sind ein-
gearbeitet worden.
Wir wünschen all denjenigen, die sich mit dem Thema Öffentliches Baurecht 
befassen eine spannende und hoffentlich hilfreiche Lektüre.

Die Autoren
Kirsten Rickes
Dr. Werner Finger
Prof. Dr. Jörg Menzel Karlsruhe, im Sommer 2020

Die Autoren danken den Städten Karlsruhe, Rastatt, Stuttgart und Stutensee, 
den Gemeinden Bad Schönborn, Sulzfeld/Baden, Pfi nztal, Zaisenhausen und 
Weingarten/Baden sowie dem Badischen Landesmuseum Karlsruhe für die 
Unterstützung bei der Erstellung dieses Buches.
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Liebe Leserinnen und Leser,
Öffentliches Baurecht – eine Materie, die für angehende, aber auch aus-
gebildete Architekten und Bauingenieure nicht als die „Spannendste“ gilt.
Die Kenntnisse des Baurechts spielen jedoch im täglichen Geschäft der Planer 
eine zentrale Rolle. Die Grundzüge im Öffentlichen Baurecht sollten be-
herrscht werden, um das planerisch Wünschenswerte mit dem rechtlich 
Machbaren in Einklang zu bringen. Nur so kann der Planer seinem Kunden 
eine möglichst verbindliche Einschätzung zur Planung und deren Gestattung 
geben und nur dann kann er auch auf „Augenhöhe“ mit den zuständigen Ge-
nehmigungsbehörden sprechen und verhandeln.
Für Studentinnen und Studenten der technischen Studiengänge ist die Be-
fassung mit dem Öffentlichen Baurecht oft ein „notwendiges Übel“. Man 
sieht zunächst nicht die Möglichkeiten und Chancen, die sich ergeben 
können, wenn man auch in diesem Bereich einen Überblick hat.
Unser Ziel ist es daher, den in der Ausbildung befi ndlichen künftigen Archi-
tekten und Bauingenieuren ein Rüstwerkzeug mitzugeben, damit die Grund-
lagen gelernt oder zentrale Bereiche nachgelesen werden können.
Wir hoffen aber auch, dass unser Buch ebenso ausgebildeten Planern noch 
eine Hilfestellung geben kann. Vor allem zu Beginn der berufl ichen Tätigkeit 
dürfte die eine oder andere Frage zum Planungsrecht auftreten und hier kann 
das Buch eine hilfreiche Orientierung geben.
In den Kontakten mit den Studierenden, aber auch mit ausgebildeten Planern 
kam immer wieder die Frage auf, wo es Literatur zum „Öffentlichen Bau-
recht“ gibt, die für diese Berufsgruppe einerseits ausreichend genug ist und 
sie andererseits nicht schon zu einem Juristen werden lässt. Wir fanden nichts 
Entsprechendes und haben uns an den Versuch gewagt, diese Lücke zu füllen.
Dabei haben wir die Erfahrungen aus der Praxis der Genehmigungsbehörden, 
in der universitären Ausbildung und aus der Rechtsberatung in dieses Buch 
einfl ießen lassen. Ob uns das gelungen ist, müssen Sie entscheiden; An-
regungen nehmen wir gerne auf.
Allen Leserinnen und Lesern, ob lernend, lehrend oder in der Praxis, 
wünschen wir gutes Gelingen und auch eine Portion Freude beim Öffentlichen 
Baurecht.

Die Autoren
Kirsten Rickes
Dr. Werner Finger
Prof. Dr. Jörg Menzel Karlsruhe, im Oktober 2014

Vorwort zur ersten Auflage
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WG Wassergesetz
WHG Wasserhaushaltsgesetz

Z
z. B. zum Beispiel
Zs. Zeitschrift
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A.   Einleitung – Baurecht in Deutschland

Wer sich mit dem Thema Baurecht befasst, wird sich vielleicht fragen, wes-
halb manche Vorschriften entstanden sind und was deren Sinn ist. Zum 
Einstieg daher ein kurzer historischer Überblick. Die eine oder andere Re-
gelung wird aus dem Gesamtverständnis – nach unserer Meinung – leichter 
nachvollziehbar.

Wie in den meisten Rechtsgebieten entwickelte sich auch das Baurecht 
über einen langen Zeitraum bis hin zu den heute geltenden Vorschriften. 
Dabei spielten und spielen u. a. gesellschaftliche Tendenzen eine Rolle. 
Eine Trennung in die Bereiche des öffentlichen und privaten Rechts sowie 
des Strafrechts, wie wir sie heute kennen, gab es in dieser Form zunächst 
jedoch noch nicht. Was die in dieser Publikation behandelte Materie des 
öffentlichen Baurechts angeht, kann Folgendes festgehalten werden: Insge-
samt sind die rechtlichen Regelungen der gesetzgeberische Versuch, ein 
Spannungsfeld zwischen den Wünschen des Einzelnen und den Vorstel-
lungen der Allgemeinheit zu lösen. Ein weiteres Ziel ist es, Gefahren für 
Menschen, Tiere oder Sachen zu verhindern.

Mit der schriftlichen Fixierung von rechtlichen Vorgaben (sog. Kodifi zie-
rungen) werden die Aufgaben des Baurechts deutlich, sie sind nachlesbar 
und festgehalten. So kannte schon der Sachsenspiegel , eine Sammlung von 
Rechtsvorschriften um 1220 n. Chr., Vorgaben zur Gefahrenabwehr:

 Sachsenspiegel Landrecht Bd. II Art. 51 § 1 (Abstände zu Öfen und Schwei-
neställen)

 Je nachdem, in welchen Teilen Deutschlands Vorgänge zu beurteilen waren, 
gab es früher viele unterschiedliche Rechtsregelungen. Beispielsweise kön-
nen die Regelungen des Code Napoleon, die in Teilen des westlichen 
Deutschland galten, als auch die Vorgaben des Allgemeinen Landrechts der 
Preußischen Staaten  (ALR) von 1794 genannt werden. Im ALR etwa wer-
den die zentralen Gesichtspunkte des Baurechts deutlich: Baufreiheit, so-
fern nicht andere beeinträchtigt werden, keine Verunstaltung durch Bau-
ten und Abwehr von Gefahren.

 § 65 I 8 ALR: „In der Regel ist jeder Eigenthümer seinen Grund und Boden 
mit Gebäuden zu besetzen oder sein Gebäude zu verändern wohl befugt. 
Doch soll zum Schaden oder zur Unsicherheit des gemeinen Wesens, oder 
zur Verunstaltung der Städte und öffentlichen Plätze, kein Bau und keine 
Veränderung vorgenommen werden.“

1
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§ 10 II 17 ALR: „Die nöthigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publico, oder 
einzelnen Mitgliedern desselben, bevorstehenden Gefahr zu treffen, ist das 
Amt der Polizey.“

 Die Festlegung von Baufl uchtlinien  (also dem, was heute zum Städtebau-
recht gezählt wird) resultiert aus solchen Vorschriften, wie auch das, was 
heute mit der Gefahrenabwehr zum Ordnungsrecht gehört (und früher als 
„Baupolizeirecht“ bezeichnet wurde). Letzteres fällt in die Regelungskom-

Abb. 1: Auszug aus einem Baufl uchtenplan der Gemeinde Sulzfeld/Baden aus dem Jahr 1962. 
Baufl ucht wird als Bezeichnung für die in einer Linie (Baufl uchtenlinie) verlaufende Stellung von 
Baukörpern verwandt. Der Plan zeigt darüber hinaus die geplanten Wege/Parkplätze und die 
zulässige Geschossigkeit von Baukörpern.

4
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petenz der einzelnen Bundesländer. Die Trennung der Bereiche des Öffent-
lichen Baurechts in das Planungsrecht einerseits und das Bauordnungs-
recht andererseits gab es allerdings noch nicht in der inzwischen vorhan-
denen Ausprägung.

Allmählich entwickelten sich Städtebaurecht (und damit Bauplanungs-
recht) und Bauordnungsrecht parallel weiter. Als eine der vorbildlichen 
Regelungen gilt auch heute noch das Baurecht für das Königreich Sachsen 
vom 01. 01. 1900. Planungsgrundlagen für die Stadtentwicklung wurden 
hier rechtlich fi xiert. Andere Länder in Deutschland erließen nach und 
nach auch vergleichbare rechtliche Regelungen.

Die Weiterentwicklung des Baurechts erfolgte auch in der Weimarer Re-
publik und teilweise selbst während der NS-Diktatur. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg stand der Aufbau der Städte und Gemeinden (sog. „Trümmerge-
setze“) im Vordergrund. Erst 1960 kam es für Westdeutschland zum einheit-
lichen Bundesbaugesetzbuch und 1971 zum Städtebaugesetz. Beide Geset-
ze wurden im Baugesetzbuch (BauGB) von 1986 zusammengefasst.

Nach der Wiedervereinigung wurden Gesetze beschlossen, die helfen 
sollten, baurechtliche Probleme zeitnah zu lösen, so z. B. für die Lösung der 
Wohnungsnot. Mit dem Baugesetzbuch-Maßnahmengesetz von 1993 wur-
den Erleichterungen für die Planung der Gemeinden erlassen. Auch die 
Möglichkeit der Zusammenarbeit zwischen Investoren und planender Ge-
meinde wurde durch Vorhaben- und Erschließungspläne erleichtert.

 Im Jahr 2004 kam es zu einer Neufassung des Baugesetzbuches. Diese 
wurde seither mehrfach geändert. Eine stärkere Einbeziehung des Umwelt-
schutzes (z. B. §§ 1a und 2a BauGB) und das Ziel der erleichterten Innen-
entwicklung (z. B. § 13a BauGB) sind dabei besonders hervorzuheben. Eine 
Reihe von Änderungen im Bundesrecht gab es in den letzten Jahren, u. a. 
eine zunächst zeitlich befristete Einbeziehung von Außenbereichsfl ächen 
in die Bauleitplanung nach § 13b BauGB, in der Baunutzungsverordnung 
zum Thema Kinderbetreuung , die Einführung des „urbanen Gebietes“ nach 
§ 6a BauNVO oder vorrübergehende Regelungen vor dem Hintergrund der 
Flüchtlingswelle. Aktuell gewinnt in der Praxis der Planer der Gesichts-
punkt des Hochwasserschutz  es immer stärker an Bedeutung. Mit den Vor-
gaben im Wasserhaushaltsgesetz des Bundes und den Landeswasser-
gesetzen gibt es zum Teil große Einschränkungen für Bauvorhaben, wenn 
ein sog. 100-jähriger Hochwasserschutz nicht eingehalten werden kann 
(vgl. hierzu z. B. § 78 Wasserhaushaltsgesetz).

Aktuell liegt der Entwurf eines Baulandmobilisierungsgesetzes auf Bun-
desebene vor. Ziel ist vor allem die Bereitstellung von Bauland und die Si-
cherung bezahlbaren Wohnraums. Geplant ist die Einführung eines neuen 
Bebauungsplantyps, den „Bebauungsplan zur Wohnraumversorgung“ in 

5

6

7

8



18

A. Einleitung – Baurecht in Deutschland

§ 9 BauGB. Damit würde ein weiterer „Spezialplan“ geschaffen, der syste-
matisch gezielte Steuerungen im Innenbereich ermöglichen soll. Solche 
gibt es z. B. in § 9 Abs. 2a (Ziel: Sicherung zentraler Versorgungsbereiche), 
§ 9 Abs. 2b (Ziel Ausschluss von Vergnügungsstätten). Näheres zu diesen 
Plänen enthält unser Grundlagenbuch aber nicht. Weiterhin ist auch eine 
Ergänzung der BauNVO mit einem neuen Gebietstypus, dem „Dörfl ichen 
Wohngebiet“ angedacht. Neben diesen zwei wichtigen Punkten sind weite-
re Erleichterungen im BauGB und der BauNVO mit dem Ziel der Wohn-
raumversorgung in dem Gesetzentwurf enthalten.

I.   Baurecht – wieso?

Wieso überhaupt muss sich ein Planer mit einer juristischen Materie aus-
einandersetzen? Genügt es nicht, wenn man sich den notwendigen Sach-
verstand bei einem ausgebildeten Juristen besorgt oder dort um Beratung 
nachfragt? Ja und nein: Die Grundlagen des Baurechts muss ein Planer be-
herrschen. Er oder sie ist verantwortlich für die Einhaltung von „öffent-
lich-rechtlichen“ Vorschriften, so heißt es z. B. in § 43 Abs. 1 Landesbau-
ordnung Baden-Württemberg. Ein Planer wird zwar nicht über alle Details 
und die Auslegung der Vorschriften im Einzelnen alles wissen müssen, die 
zentralen Regelungen zu kennen und ein Problembewusstsein zu haben, 
gehört aber zur planerischen Verantwortung . Beispielhaft ist eine Entschei-
dung des Oberlandesgerichts Koblenz (Urteil vom 12.  12. 2007, Az. 1 
U 180/07, MDR 2008, 746) zu nennen, in der die Reichweite der Kenntnis 
und der rechtlichen Prüfung für einen Architekten beschrieben wird. Der 
Entwurfsverfasser muss erkennen, in welchem Gebiet (Bebauungsplan, In-
nen- oder Außenbereich) er plant und wie die rechtliche Bewertung aus-
sieht. Daher sind die Kenntnisse im Baurecht nötig. In dem vorliegenden 
Buch geht es speziell um das öffentliche Baurecht.

Hierzu ein Einstiegsfall, der eine gewisse Aktualität hat:

 Ein Unternehmer, der sich auf das Thema Windkraft spezialisiert hat, 
möchte mehrere Windräder mit einer Nabenhöhe von über 150 m errichten. 
Er kennt Flächen, die aus seiner Sicht wegen einer guten Windhöffi gkeit 
geeignet sind. Nun will er diese errichten. Kann er das ohne Weiteres?

 Hier stellen sich Fragen der Raumordnung, des Bauplanungsrechts (gibt es 
einen Teilfl ächennutzungsplan für Windkraft oder kann das Vorhaben als 
sog. privilegiertes Vorhaben im Außenbereich geplant werden?) bis zum 
Thema des einzuleitenden Verfahrens (Baugenehmigungsverfahren oder 
immissionsschutzrechtliches Verfahren?).

9
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Auch der „Klassiker“ sei hier angesprochen:

 Sie erhalten den Auftrag, ein Wohnhaus zu entwerfen, das etwas ganz 
 Besonderes sein soll. Wie groß darf es sein? Wäre auch eine andere, ergän-
zende Nutzung neben Wohnen zulässig? (dazu Rn. 28)

 Es gibt Fragen, wie die der bauleitplanerischen Beurteilung (gibt es einen 
Bebauungsplan, liegt das Vorhaben im Innen- oder Außenbereich?) und der 
bauordnungsrechtlichen Bewertung (z. B. Abstandsfl ächen), denen Sie sich 
als Planer stellen müssen.

Das öffentliche Baurecht  wirkt auf drei zentrale Bereiche ein:
– den Einzelnen, der ein Vorhaben umsetzen, also z. B. ein Haus bauen 

möchte,
– die Städte und Gemeinden, die eine Steuerung der gemeindlichen Ent-

wicklung wünschen und planen sollen, sowie
– die Allgemeinheit, die vor Gefahren, die durch Bauen entstehen können, 

geschützt werden möchte.
Für diese Grundstruktur gibt es rechtliche Vorgaben aus dem öffentlichen 
Baurecht:

Der Grundsatz der Baufreiheit  ist für jedermann im Grundgesetz durch 
Art. 2 (freie Entfaltung der Persönlichkeit) und Art. 14 (Eigentumsrechte) 
abgesichert, jedoch unterliegt er bestimmten Einschränkungen. Inhalt und 
Schranken der Baufreiheit werden durch Gesetze bestimmt. Der Einzelne 
muss also im Sinne des Allgemeinwohls Beschränkungen hinnehmen, da 
diese für ein geordnetes Zusammenleben notwendig sind. Zwischen den 
Interessen des Individuums und der Allgemeinheit soll – was das Baurecht 
betrifft – ein Ausgleich geschaffen werden.

Einige Beispiele solcher Beschränkungen:
– Vorschriften des Immissionsschutzes (wegen Lärm, Geruch),
– des Natur- und Umweltschutzes (wegen Sicherungen von geschützten 

Tier- und Pfl anzenarten),
– des Denkmalschutzes (wegen des Erhalts des Kulturgutes),
– des Hochwasserschutzes (wegen der Gefahrenabwehr für Menschen und 

Gebäude).
Zu den Aufgaben der Städte und Gemeinden gehört das grundgesetzlich 
garantierte Planungsrecht  (Art. 28 Abs. 2 GG). Mit ihrer städtebaulichen 
Planung, z. B. durch Festsetzungen in Bebauungsplänen, wird ein Rahmen 
geschaffen. Entweder schränken die gemeindlichen Planungen die Mög-
lichkeit des Bauens für den Einzelnen ein oder aber sie schaffen Baurechte 
durch die entsprechenden Festsetzungen in Bebauungsplänen.

Die Planung der Gemeinde ist stets mit der Einbeziehung der Bevölke-
rung und von Fachstellen verbunden, bevor sie verbindlich festgelegt wird.

11
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Öffentliche Bekanntmachung der Gemeinde Zaisenhausen 
(im Landkreis Karlsruhe)

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften 
„Flur scheide III“
Vorgezogene Bürgerbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB

Der Gemeinderat hat am 08.12.2015 in öffent-
licher Sitzung nach § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) und § 74 Landesbauordnung (LBO) 
die Aufstellung des Bebauungsplans „Flur-
scheide III“ und die Aufstellung der Satzung 
über Örtliche Bauvorschriften be schlossen. 
Der Beschluss wurde am 17.12.2015 ortsüb-
lich bekannt gemacht.

Der Geltungsbereich des aufzustellenden 
Bebauungsplans und der örtlichen Bauvor-
schriften umfasst eine Fläche von gerundet 
6,9 ha. Für den Planbereich ist der Lageplan 
vom 10.02.2017 maßgebend. Er ergibt sich 
aus folgendem unmaßstäblichen Kartenaus-
schnitt:

Die Unterrichtung der Öffentlichkeit im Sinne 
des § 3 Abs. 1 BauGB fi ndet im Rahmen einer 
öffentlichen Informationsveranstaltung am 

Dienstag, 07.03.2017, 18.00 Uhr

Im Bürgersaal des Rathauses statt. Bei dieser 
Veranstaltung wird der Bebauungsplanent-
wurf vorgestellt und die Ziele und Zwecke 
der Planung dargestellt. Dabei wird Gele-

genheit zur Äußerung und Erörterung der 
Planung gegeben. Zu dieser Informations-
veranstaltung laden wir hiermit ein.

Der Vorentwurf liegt in der Zeit vom 
07.03.2017 bis zum 21.03.2017, je einschließ-
lich, im Rathaus, Hauptstraße 97, Zimmer 5, 
öffentlich zur Einsichtnahme aus.

Öffnungszeiten/Dienststunden Rathaus 
Montag, Mittwoch, Donnerstag und Freitag 

jeweils 9:00 Uhr bis 11:00 Uhr und 
Dienstag 16:00 Uhr bis 18:00 Uhr
Samstag 10:00 Uhr bis 11:00 Uhr

An umweltbezogenen Informationen stehen 
eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, 
Büro Bioplan vom 13.11.2015, Scopingpa pier 
und vorläufi ge Umweltprüfung, Büro plan 
lanschaft vom 10.02.2017, und eine Schall-
technische Voruntersuchungen Teil A vom 
22.11.2016, Teil B vom 28.11.2016, Teil C 
vom 02.12.2016 zur Verfügung. Diese Unter-
lagen sind Anlage der Begründung.

Während der Auslegungsfrist können alle 
an der Planung Interessierten, auch Kinder 
und Jugendliche, die Planunterlagen einse-
hen, sich an o. g. Stelle über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung unterrichten so-
wie Stellungnahmen hierzu schriftlich oder 
während der Öffnungszeiten zur Nieder-
schrift abgeben. 

Über die Stellungnahmen entscheidet der 
Gemeinderat in öffentlicher Sitzung. 

Durch die Aufstellung des Bebauungs-
plans sollen rund 5 ha zusätzliche gewerb-
liche Bau fl ächen entstehen. Die neuen Ge-
werbefl ächen werden für die Umsiedlung 
örtlicher Gewerbebetriebe aus dem Orts-
kern, zur Erweiterung ortsansässiger Betrie-
be und Neuansiedlung von passenden Ge-
werbebetrieben benötigt. 

Zaisenhausen, den 20. Februar 2017 
Cathrin Wöhrle, Bürgermeisterin

Abb. 2: Bekanntmachung der Gemeinde Zaisenhausen vom 20. 02. 2017.
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Als weitere zentrale Aufgabe des Baurechts ist der Schutzgedanke rele-
vant. Die Gefahrenabwehr  ist in den Landesbauordnungen die zentrale 
Vorschrift (z. B. § 3 Landesbauordnung Baden-Württemberg). Soziale Ge-
sichtspunkte (z. B. § 3 Abs. 4 Landesbauordnung Baden-Württemberg), aber 
auch ästhetische Belange bei der Bauausführung (z. B. § 11 Landesbauord-
nung Baden-Württemberg) sind weitere Zielvorstellungen des Baurechts.

 Um das öffentliche Baurecht zu verstehen, müssen sowohl Vorgaben aus 
dem Grundgesetz, dem Bundesrecht als auch landesrechtliche Regelungen 
beachtet werden. Dass dies so ist, folgt aus der föderativen Struktur der 
Bundesrepublik Deutschland und den damit verbundenen Zuständigkei-
ten. Vgl. zur Verdeutlichung die folgende Übersicht:

13

Abb. 3: Einsturzgefährdetes Gebäude – mögliche Gefahren gilt es zu verhindern 
(z. B. durch Absperrungen oder Abriss, falls eine Sanierung nicht vorgenommen wird).

14
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Rechtsmaterie Inhaltliche Regelung (beispielhaft)

Verfassung
(Grundgesetz der Bundesrepublik)

Verfassungsrechtliche Vorgaben 
(persönliche Freiheiten, Eigentumsrechte)

Bundesrecht Regelungen zur Bodenordnung, des Städte-
baurechts, der Raumordnung

Landesrecht Gefahrenabwehr

Neben den Vorschriften im öffentlichen Recht gibt es auch andere Rechts-
bereiche, die in unserem Leben eine wichtige Rolle spielen.

Grundsätzlich unterscheiden wir im Recht das
– Privat- (oder auch Zivil- [vom lat. ius civile]) Recht.
– Öffentliche Recht ,
– Strafrecht.
Vereinfacht ausgedrückt geht es beim Privatrecht  um die rechtsgeschäftli-
chen Beziehungen zwischen Privatpersonen, beim Öffentlichen Recht ist 
„der Staat“ als Hoheitsträger gefragt und beim Strafrecht wird ein Vorgang 
unter dem Gesichtspunkt der Vorgaben des Strafgesetzbuches beurteilt.

Das vorliegende Buch befasst sich mit dem „Öffentlichen Baurecht“. Da-
runter versteht man Regelungen, die staatlichen Organen oder einem ent-
sprechenden Hoheitsträger zugewiesen sind. Typisches Beispiel für das 
Baurecht ist die Erteilung einer Baugenehmigung, die nur durch die ent-
sprechende staatliche Stelle ausgesprochen werden darf (vgl. z. B. §§ 48, 58 
Landesbauordnung Baden-Württemberg).

Hingegen regelt das private (oder zivile) Baurecht Rechtsbeziehungen 
zwischen „gleichrangigen“ Personen. Der Planer etwa, der von seinem 
Kunden (dem Bauherrn) einen Auftrag zum Entwurf bekommt, diesen er-
stellt und auch ausführt, wird privatrechtlich tätig. Fehler bei der Tätigkeit 
sind daher grundsätzlich dem Privatrecht zuzurechnen.

Auch die Nachbargesetz e der Bundesländer regeln die Rechtsbeziehun-
gen zwischen Privatpersonen (Nachbarn) und gehören nicht zum öffentli-
chen Baurecht. Beispielswiese das Nachbarrechtsgesetz des Bundeslandes 
Baden-Württemberg (NRG), in dem z. B. Regelungen zur Ableitung von Re-
genwasser (§  1 NRG), zum Hammerschlags- und Leiterrecht (§  7c NRG) 
oder zu Abständen bei Bepfl anzungen (§§ 11 ff. NRG) enthalten sind.

15

16



23

II. Abgrenzung privates und öffentliches Baurecht

II.   Abgrenzung privates und öffentliches Baurecht 

Das private Baurecht  regelt die rechtlichen Beziehungen zwischen einem 
Bauwilligen und denjenigen, die Planungen erstellen, sie ausführen und 
die auch gegenüber den Behörden für den Bauherrn auftreten können. Das 
sind in der Praxis vor allem die Architekten und Bauingenieure, zum Teil 
aber auch Innenarchitekten und Personengruppen (wie z. B. Meister be-
stimmter Berufsgruppen oder Hochschulabsolventen; vgl. beispielsweise 
§ 43 Abs. 4 LBO Baden-Württemberg).

Regelungen des Vertragsrechts z. B. aus dem Architektengesetz, dem Bür-
gerlichen Gesetzbuch (BGB) oder die Regelungen der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen (VOB) werden ebenso hierzu gerechnet.

Das öffentliche Baurecht  befasst sich hingegen mit den Aufgaben, die 
durch eine staatliche Stelle wahrgenommen werden müssen. Dazu gehören 
die Aufstellung von Bauleitplänen  (Flächennutzungsplan, Bebauungs-
plan – vgl. § 1 Abs. 1 bis 3 BauGB) oder andere Vorgaben des Baugesetzbu-
ches, wie die Veränderungssperre, §§ 14, 16 Abs. 1 BauGB, um nur auf ei-
nige zentrale Vorschriften aus dem BauGB hinzuweisen.

Das gesamte Baugenehmigungsverfahren und die Prüfung der Einhaltung 
der baurechtlichen Vorschriften obliegt den Behörden und gehört damit 
zum öffentlichen Baurecht. Als Beispiel ist die Erteilung (oder die Versa-
gung) einer Baugenehmigung zu nennen, aber auch die Einstellung von Bau-
arbeiten oder Abbruchsverfügungen gehören zum öffentlichen Baurecht.

17

18



24

A. Einleitung – Baurecht in Deutschland

 

 

Abb. 4: Auszug aus dem Gesetzblatt, dem Verkündungsblatt für das Bundesrecht.

Abb. 5: Auszug aus dem Gesetzblatt des Landes Baden-Württemberg, dem Verkündungsblatt 
für das Landesrecht (in diesem Fall Baden-Württembergs).
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Insgesamt sind die Aufgabe n der Baurechtsbehörden – wie sie etwa § 47 
LBO Baden-Württemberg beschreibt – zu erwähnen, also darauf zu achten, 
dass Vorschriften die im Zusammenhang mit dem Bauen bestehen, einge-
halten werden. Die Befugnisse der Baurechtsbehörden lassen es ggf. sogar 
zu, das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung durch Betretungs-
rechte einzuschränken. Diese Möglichkeit ist z. B. gegeben, wenn nur so 
festgestellt werden kann, ob planabweichend gebaut wurde (vgl. z. B. § 47 
Abs. 3 LBO Baden-Württemberg).

Sowohl das private wie auch das öffentliche Baurecht werden in Geset-
zen des Bundes und der Länder geregelt. Erlassen werden sie von den Parla-
menten. Anders hingegen ist es bei Rechtsverordnungen (z. B. die Bau-
nutzungsverordnung). Durch eine gesetzliche Festlegung erhalten die 
Fachministerien oftmals die Befugnis, für bestimmte Einzelheiten Rechts-
verordnungen zu erlassen. Konkretisierungen von gesetzlichen Vorgaben 
sollen mittels solcher Regelungen gesteuert werden können. Außerdem gibt 
es eine große Anzahl von technischen Regelwerken , die in den DIN- 
Normen  (Deutsche Industrienorm) festgelegt sind. Ziel ist es, einen einheit-
lichen Standard zu erreichen und zu sichern (vgl. z. B. § 3 Abs. 3 LBO Baden- 
Württemberg). Häufi g sind diese Vorschriften zur Gefahrenabwehr die ent-
scheidenden Vorgaben. Sie spielen für die Planer eine zentrale Rolle.

Allgemeine Übersicht zum öffentlichen und privaten Baurecht in der 
Bundesrepublik Deutschland

Öffentliches Baurecht Privates Baurecht 

Eine staatliche Stelle (Hoheitsträger) wird 
 tätig.

Vertragliche Regelungen zwischen dem 
 Bauwilligen und seinem Planer.

Aufgabe: Prüfung der Einhaltung der öffent-
lichen Vorschriften durch den Hoheitsträger.

Aufgabe: Klärung und Vereinbarung dessen, 
was der Planer erledigen soll und die 
 Regelung seiner Bezahlung.

Geregelt im Bundes- und Landesrecht. Geregelt im Bundes- und Landesrecht.

Bundesrecht:
– Baugesetzbuch
– Energiespargesetze
– Rechtsverordnungen zum Baugesetzbuch 

(z. B. Baunutzungsverordnung, Plan-
zeichenverordnung)

– technische Vorschriften 
 (DIN-Regelungen)

Bundesrecht:
– Bauvertragsrecht
– VOB (Vergabe und Vertragsordnung für 

Bauleistungen)
– sonstige privatrechtliche Regelungen 

etwa aus dem BGB

19

20

21



26

A. Einleitung – Baurecht in Deutschland

Landesrecht:
– Landesbauordnung
– Rechtsverordnungen zur den Landesbau-

ordnungen (z. B. Regelungen zu  Garagen)
– Vorgaben zur Energieeinsparung, die 

 ergänzend zum Bundesrecht bestehen 
können

– Sonderregelung für den Grundstücks-
verkauf, z. B. Agrarstrukturverbesserungs-
gesetz (ASVG) des Landes Baden- 
Württemberg für die Veräußerung von 
Grund und Boden im Landwirtschafts- 
und Forstbereich (ein privatrechtliches 
Rechtsgeschäft bedarf der behördlichen 
Genehmigung, vgl. § 3 ASVG)

Landesrecht:
– Die Nachbarschaftsgesetze der Bundes-

länder mit z. B. Regelungen zu Einfriedi-
gungen und Bepfl anzungen (vgl. beispiel-
haft § 16 Nachbarrechtsgesetz Baden- 
Württemberg zur Anpfl anzung von Sträu-
chern und Bäumen an 
Grundstücksgrenzen)

III.   Unterscheidung Bauplanungs-  und Bauordnungsrecht 

Bei Bauvorhaben können die Planung und Realisierung unterschiedliche 
Auswirkungen auf die Umgebung haben. Werden große Infrastrukturein-
richtungen geplant – etwa Bahntrassen, Flughäfen, Hochspannungsleitun-
gen oder Windparks –, ist zu prüfen, welche Auswirkungen hiervon aus-
gehen können und ob die Planung raumverträglich ist oder nicht. In einem 
besonderen Verfahren (dem sog. Raumordnung  sverfahren) sind diese Fra-
gen zu klären. Regelungen dazu enthalten das Raumordnungsgesetz und 
die dazu erlassene Raumordnungsverordnung. Die Landesgesetze, bei-
spielsweise das Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg, enthalten Er-
gänzungen speziell für das jeweilige Bundesland.

Bei allen Großvorhaben ist es somit erforderlich, zu prüfen, ob ggf. das 
Thema Raumordnung abzuhandeln ist. Hierzu ist die Kontaktaufnahme mit 
der zuständigen Behörde (in Baden-Württemberg dem jeweiligen Regional-
verband bzw. dem Regierungspräsidium) sinnvoll. Häufi g ist die raumord-
nerische Betrachtung im Vorfeld der eigentlichen Bauleitplanung von Be-
deutung.

Entsprechend den grundgesetzlichen Möglichkeiten (Art. 74 Nr. 18 und 
31 GG) sind sowohl – so die Begriffe im Grundgesetz – das „Bodenrecht“ als 
auch die „Raumordnung“ durch den Bundesgesetzgeber geregelt worden. 
Mit dem Raumordnungsgesetz und dem Baugesetzbuch sind dazu die zent-
ralen Gesetzeswerke geschaffen worden. Die Besonderheiten des Raumord-
nungsrechts werden in diesem Buch nicht näher behandelt. Es würde den 
Rahmen dieses Werkes sprengen. Planer sollten aber bei allen Großvorha-
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ben beachten, dass das Thema Raumordnung eine Rolle spielen kann. Ein 
recht aktuelles Praxisbeispiel, bei dem der Einstieg Fragen der Raumord-
nung betrifft, dann das Thema der Bauleitplanung (gibt es z. B. einen Plan 
für Windkraftfl ächen?) sowie die Probleme der Genehmigung für die Er-
richtung der Anlage(n) eine Rolle spielen, sei im Folgenden mit dem 
Schlagwort „Windkraft“ angesprochen.

 Aufgrund der weiter fortschreitenden Technik gibt es inzwischen immer 
leistungsfähigere Windkraftanlagen. Auch die Höhe der Anlagen ist in den 
letzten Jahren deutlich gestiegen und Anlagen mit einer Tendenz zu einer 
Gesamthöhe von bis zu 200 m werden vermehrt nachgefragt. Solche Anla-
gen haben Auswirkungen auf die Umgebung: Sie sind vor allem weithin 
sichtbar, sie beeinträchtigen das Landschaftsbild und würden bei einer un-
kontrollierten Zulassung zu einer – so in der Diskussion oft zitierten – „Ver-
spargelung der Landschaft“ führen. Vor diesem Hintergrund und im Hin-
blick auf die Privilegierung (gemeint ist eine vorrangige Zulassung) von 
Windkraftanlagen im Außenbereich gilt für „raumbedeutsame Planungen 
und Maßnahmen“ die Klärung ihrer Vereinbarkeit im Sinne der Raumord-

Abb. 6: Windpark in Mecklenburg-Vorpommern.
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nung. Nach der Defi nition in § 3 Abs. 1 Nr. 6 Raumordnungsgesetz sind 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen u. a. Maßnahmen, die Raum 
in Anspruch nehmen oder die räumliche Entwicklung oder Funktion eines 
Gebietes beeinfl ussen. Das ist bei der Errichtung mehrerer Windkraftanla-
gen (Windparks) im Regelfall gegeben. Die Anschlussfragen: Welche Vor-
gaben zur Raumordnung für den betreffenden Bereich gibt es? Sind Pläne 
für Flächen zur Windkraft in Raumordnungsplänen vorgegeben oder nicht?

Regelungen zu Plänen der Raumordnung sind in den einzelnen Bundes-
ländern unterschiedlich. So können in Baden-Württemberg Flächen für 
Windkraftanlage  n ausgewiesen werden, jedoch nur im „positiven Sinne“ 
(sog. Vorrangfl äche n). Nicht aber enthalten die Pläne auch ein Verbot für 
andere Flächen (Ausschlussfl äche n ). Daher ist in unserem Fall zu fragen, 
ob und welche Regelungen für Windkraftanlagen der Regionalplan enthält. 
Weist er positiv Flächen für Windkraftanlagen aus, ist das Problem raum-
ordnerisch „gelöst“.

In einem sich anschließenden Genehmigungsverfahren sind dann weiter 
Fragen der Bauleitplanung (gibt es einen Bauleitplan für die Windkraftan-
lagen?) zu beachten. D.h. wo genau sind Standortfl ächen ausgewiesen. 
Wenn kein Plan vorliegt, die Planung also „in der freien Landschaft“ reali-
siert werden soll, ist zu klären, ob dies baurechtlich nach § 35 BauGB mög-
lich wäre. Weiterhin spielen bei der Klärung zur Genehmigung viele Fach-
gesichtspunkte, u. a. Fragen des Landschaftsschutzes, des Artenschutzes 
und des Immissionsschutzes (hier sind Schlagworte u. a. Lärm, Schatten-
wurf, Infraschall) die zentrale Rolle.

Das Bauplanungsrecht selbst ist vor allem Städtebaurecht . Dabei unter-
scheiden wir das Allgemeine und das Besondere Städtebaurecht. Die damit 
verbundenen rechtlichen Regelungen enthält das Baugesetzbuch. Die dorti-
gen Regelungen sind Bundesrecht und gelten somit in ganz Deutschland.

Im allgemeinen Städtebaurecht soll die Nutzung der Grundstücke im Ge-
meindegebiet gesteuert werden. Ziel ist eine Sicherung vorhandener be-
währter Strukturen, aber auch eine Entwicklung dort zu steuern, wo sie aus 
kommunaler Sicht nötig ist. Dabei sind soziale, wirtschaftliche und Um-
weltschutz-Gesichtspunkte zu beachten (vgl. § 1 Abs. 5 BauGB). Die Bepla-
nung und die Nutzung von Grundstücken stehen beim Bauplanungsrecht 
im Vordergrund, wie ja schon der Begriff sagt.
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Die Städte und Gemeinden haben das Recht, aber auch die Pfl icht, bei Bedarf 
die planerische Entwicklung in ihrem Bereich vorzunehmen, wie sich aus 
der Vorschrift des § 1 BauGB ergibt. Das heißt konkret eine Bestandsaufnah-
me, eine Auswertung der Fakten und Überlegungen (im politischen Raum) 
zur Gestaltung des Gemeindegebiets nach den gegebenen Bedürfnissen.

Wie dies geschehen soll, sagt das Gesetz auch, nämlich durch die Auf-
stellung von Bauleitplänen, d. h. durch die beiden Möglichkeiten Flächen-
nutzungs- und Bebauungsplan. Aber auch für die Sicherung der kommuna-
len Planung und Vorgaben für Flächen, für die keine Bauleitpläne bestehen, 
enthält das BauGB Regelungen.

Für unseren Einstiegsfall (s. o. unter I Rn. 10) ist nun zu prüfen, ob ein 
Bauleitplan zum Thema Windkraft vorliegt oder nicht. Wenn die Gemein-
de einen Plan (für Windkraftanlagen genügt ein Flächennutzungsplan, vgl. 
§ 5 Abs. 2b BauGB, möglich ist aber auch ein Bebauungsplan) aufgestellt 
hat, sind die dortigen Vorgaben zu beachten. So besteht mit der Darstellung 
von Flächen für die Windkraft auch ein Ausschluss für andere Flächen im 
Gemeindegebiet. Wenn der Plan also eine Fläche für die Anlagen ausweist, 
bedeutet dies gleichzeitig ein „Nein“ für andere Flächen. Somit wird die 
Privilegierung für Windkraftanlagen durch den Plan abgeändert. Wenn in-
des kein Bauleitplan vorliegt, ist die Regelung des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 
anwendbar. Eine planerische Steuerung der Windkraft im Außenbereich 
der Gemeinde wird damit deutlich schwerer.

Abb. 7: Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Stutensee (bei Karlsruhe) zur Aufstellung eines 
Bebauungsplans samt Begründung.
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Bei dem Beispiel eines Wohnhausbaus (s. o. unter I Rn. 10) ist ein Bebau-
ungsplan zu lesen, falls ein solcher vorliegt. Die dortigen Festsetzungen 
sind bei der Planung zu beachten, ebenso die Vorgaben der Landesbauord-
nung (z. B. Regelungen zu Abstandsfl ächen, barrierefreies Bauen und all-
gemein Anforderungen an „gesunde Wohnverhältnisse“). Abweichungen 
von den Festsetzungen sind nur unter bestimmten, eng umgrenzten Voraus-
setzungen möglich (§ 31 BauGB), denn der Planungswille der Gemeinde hat 
sich im Bebauungsplan niedergeschlagen. Fehlt indes ein Bebauungsplan, 
hat der Planer zu überlegen, ob sich seine Planung in die Umgebung ein-
fügt; vereinfacht ausgedrückt, ob sie sich an die Größe und die Nutzungsart 
(Wohnen oder eine andere Nutzung) in der Umgebung hält oder nicht.

Im Besonderen Städtebaurecht geht es vor allem um die Verbesserung  
einer bereits vorhandenen städtebaulichen Struktur durch unterschiedli-
che Möglichkeiten, die „passgenau“ auf eine Kommune angewandt werden 
sollen.
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